
MI. Sonnabend, 21. Januar. 1865.

Die Verfassung.
Wachenblatt siir das Yadk

Erscheint jeden Sonnabend Preis vierteljährlichbei allen Preuß. Postanstalten 472 Sgr., bei den außerpreußis en Postanstalten
73X4Sgr., in Berlin bei allen ZeitungssSpediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Mohrenstraße r. 34, 472 Sgt.

Jnserate die Zeile 3 Sgr.

Die Thronrede.
Mit Spannung hatte Jedermann im Lande dem

Tage entgegen gesehen,an welchem die Volksvertretung
zusammentreten sollte, um ihre»Ausgabe,.theilunehmen
an der Gesetzgebun, zu erfullen. Einest eils hatman so manche Ho nung an den Zusammentritt er

Männer geknüpft,welche, berufen durch das Vertrauen

im Lande, mit ernstem Willen an den Versuch gehen,
den schwerenKonflikt, unter welchem unserVaterland

leidet, zu beseitigen,andererseitshat man mitgespannter
Erwartung den Worten entgegengelauscht,mit denender

König die Vertreter des Volkes begrüßenwurde, um

in ihnen einen Beweis dafür zu finden, daß die Re-

ierung ein ehen wolle auf die Forderungen,die zu

tellen die ertreter des Volkes berechtigtsind. Der

Landtag ist eröffnet,die königlicheRede ist Beut,
wo

wir vor unsere Leser treten, Jedermann im olke be-
kannt und noch heut stehen wir vor einem sorgfältig
bewahrtenGeheimnisz,wenn man an uns die Frage
richtet: Welchen Weg zeigt sie uns an, um zur
Lvsung unseres Berfassungskonfliktes zu ge-
lan en?

ie Thronrede läßt sich ihrem Wesen nach füglich
in drei Theile zerlegen. Erstens beschäftigtsie sickg

mit
den Ereignissen des vergangenen Jahres. Zu iesen
dürfen wir wohl auch den Polenprozeß rechnen, ob-

gleich derselbeseinen rechtsgültigenAbschlußnoch nicht
erreichthat, aber wir übergehenden betreffenden Satz
mit Stillschweigen,weil wir im Interesse unseres Vater-
landes au richtig wünschen,daß jenes Ereigniß recht
bald aus dem Gedächtnißder Menschenentschwinde,Das
Streben einer weisen Regierung, in Bezug auf die in

PreußenkvohnendenBürger polnischenStammes, muß
dahin gerichtetsein, daß sie ihr jetzigesVaterland wegen
seiner gerechtenEinrichtun en achten und wegen seiner
InildenReglekUUgSfOUktlie en lernen. Die Rede ver-

kUndet die rUhmVUchenErfolge unserer Waffen
an der Nordgrenze Unseres großen Vaterlandes
Und

gieverkündet
die erfreulicheErneuerung des

Wirt lchaftlichen Bandes, welches fast ganz

Deutschland seit einem Menschenalter um-

xchlingt, auf denrichtigenGrundsätzen,welcheder unter
em- liberalen Ministerium abgeschlosene Handelsvertrag

mit Frankrei »vorsch»reibt.Von diesen reignissendes vori-

gen Jahres uhrt eine einfacheBetrachtungzu dem zwei-
ten Theile der Rede, zu den Vorlagen, welche der Volks-
vertretung von Seiten der Regierungzugehenwerden. Es

Linddiesvor allem ein Gesetz über die Pensionirung
er im Schleswig-Holstein’schenKriege invalide

gewordenen Soldaten, und die Vorlage der ver-

schiedenenHandels- und Zollverträge.Zu diesen Vor-

lagen kommen nochandere,welcheGegenständeberühren,
deren gesetzlicheRegelung sichals dringendherausgestellt
hat,doch vermissen wir unter der angekündigtenVor-
age so manches Gesetz, dessenErlaß für den Ausbau

unsererVerfassung höchstwichtig erscheinen muß. So
hatten wir gewünscht,die Regierung selbst hätte die

Nothwendigkeiteines Ministerverantwortlichkeits-
gesetzes anerkannt,und der Volksvertretungdie Vorlage
eines solchen,so wie eines Gesetzes über die Ober-

rechenkammer angekündigt.Zu den zuerst erwähnten
Vorlagen treten nun abernoch die Vorlagen finanzieller
Natur: die Rechnungen

über den Staatshaushalt früherer
Jahre, die Vor age des Staatshaushaltsgesetzesfür 1865,
die Vorlage des Rechnungen über die Kriegskosten,die

Vorlage wegen Erweiterung der Marine und die Vor-

lage we en der Anlage eines Kanals wischenNord-
und OstleeMit ihrer Erwähnung ge angen wir zu
dem dritten Theile der Thronrede zu der Behandlung
der brennenden Fragen, welche seitdrei Jahren jeden

kolitischreifen Mann im Volke bewegen und deren

aldige Lösungwir zum Heil des Vaterlandes erwarten.

Drei Fragen sind es, und doch nur Eine,
welchedas preußischeVolk bewegen.

Welches wird das Resultat des siegreich
beendigten Kriegs in Bezu auf die Stel-

lung der Elbherzogthümer lein?
Wann wird die Militärfrage im Sinne-

der Wiederherstellung der Landwehr ihre
Lösung finden?



Wann wird das volle Budgetrecht der

VolksvertretungseineAnerkennungfinden?
Diese drei Fragen gipfeln in der einen: Wann

wird der Verfassungskonflikt, welcher so schwer
auf der Entwickelung unseres Vaterlandes lastet,
ein Ende finden?

Es werden die Rechnuiigen»überdie Kriegskosten
und der Vorschlag einer Betheiligungdes Staates an

dem Nord-Oi"isee-Kanalvorgelegt werden. Wie sollen
die mit Schulden überbürdeteii Herzogthümernun die

Kosten erstatten, und wie kommt Preußen als Staat

dazu, sich an einem Kanal in fremdemLande zu bethei-
ligen? Wir wissenwohl, daß so mancher Kopf voll ist
von Annektionsideen,aber die Throurede erwähntihrer
nicht, sie spricht nur davon, die Rechte des Landes mit
den Rechten der verschiedenenFürsten,welcheAnsprüche
auf Schleswig-Holsteinerheben, in Einklang zu brin en.

Dürfteii wir darin das Versprechen erblicken, aß
die Stimme des schleswig-holstein’schenVolkes end-.

gültig in dieser Sache entscheidensollte, o würden wir

dasselbe als ein Zeichen allseitig befriedigenderLösung
begrüßen. Dann würden wir auch bei einer Lösung
unseres inneren Konfliktes keinen Augenblickbezweifeln,
daß die Stimme des schleswig-holstein’schenVolkes den
neuen Herrscherzwingenwürde,mit seinem Staate in
ein solchesVerhältnißzu Preußen zu treten, wie es
das deutsche Volk schon längst als nothwendig zum-
Schutze Deutschlands für alle deutschen Staaten her-
gestellt sehen möchte.

.

Was die Militärfrageanbetrifft, so verkündigtdie

Thronrede, und das ist ihre bedeutsamsteStelle, von

neuem den festenEntschlußder Regierung festzuhalten
an dem Reorganisationsplan,dem man ja theilweisedie

glücklichenErfolge des Krieges zu verdanken glaubt-
Wir wollen hier, wo wir nun mit kurzen Worten die

Thronrede unseren Lesern ihrem Wesennach vorführen
wollen, nicht eingehen auf die verschiedenartigenAn-

schauungen, welche über diesen Gegenstandgeltendge-
macht werden können,wir sindüberzeugt,daß,jedePartei
auf ihre Weise den Schutz und die Wohlfahrtdes Vater-
landes erstrebt. Wenn auf der einen Seite die neue

Reorganisation der Armee für unumgänglichnothwendig
zum Schutz des Vaterlands gehalten wird, so ist andrer-

seits die Mehrheit des Volkes ebensofest überzeugt,daß
das Gesetzvom Jahre 1814, welches fünfzigJahre lang
Preußen wehrfähiggemacht hat, auch Beutnoch ge-
nügendist. Wo aber, und das ist vor a ein das, was

uns der betreffendePassus der Thronredemit vollem

Ernst vor die Seele führt,wo soll sich der Weg zur
Lösungdes Konfliktesfinden, wenn die Regierung immer
wieder und wieder erklärt: Wir haben das für gut
befunden, also-müßt ihr als Bolksvertreter es

kilsligeinsonstläßtsichkein Eiiiverständnißzwischenuns

er tellen.

Ohne Lösungder Militärfragescheintuns auch eine

Lösungder dritten Frage nicht möglich. So lange die

Regierung viele Millionen mehr als früher für die
Armee fordert, und so lange die Kammer nach gründ-

licher Prüfung und bester Ueber eugung es ni t "i:
gerechtfertigterachtet, solcheErhöhungder Lastecikdkm
Lande zuzumuthen,so lange wird weder ein Staatshaus-
haltsgesetzzwischenbeidenvereinbart werden, noch wird
dieVolksvertretungsich für befugt halten, dem Ministe-
rium außerordentlicheGeldmittel zur Verfügungzu stellen.
Was nun dieeinzelnenfinan iellen Vorlagen betrifft,
welcheangekundigtsind, somußes besonders aufsallend
erscheinen,daß die Vorlage der Rechnungenfük 1862
ebenso angekündigtwird, wie die der Rechnungenfür
1859—61, obgleichzwischenbeiden der große Unter-
schiedbesteht, daß die letzterensichauf Jahre beziehen,
in welchender Staatshaushalt auf Grund eines ver-

fassungsmäßigzu Stande gekommenenBudgetgesetzes
geführtworden ist, währendbei der Rechnungfür 1862
diese nothwendigeGrundlage zur Plüfung mangelt.
Was die Vorlage in Betreff der Kriegskvstenanbelangt,
so finden wir es erklärlich,daß der Krieg nicht allein
aus den Ueberschüssender vergangenen Jahre hat be-
strittenwerden können. Wir

gabenimmer diese An-

sicht, trotz »derentgegenstehenen Behauptungen der
feudalen Blatter festgehalten Unser Volk hat aber

gerechte Ursache, darauf stolz zu sein, daß es
im Stande war, so ungeheure Mittel ohne An-
leihe aufzubringen Vergessenwir nun aber bei so
günstigenFinauzlagennicht,daß es die ernstePflicht der
Regierung und der Volksvertretung ist, in Ueberlegung
zu nehmen, ob es nicht an der Zeit ist, eine Abgaben-
verminderung eintreten zu lassen. An drückendenSteuern,
welcheden ewerblichenFortschrittdes Volkes hemmen,
fehlt es wahrlichnicht«Das Salzmonopol ist am

Baume unserer Steuer esetzgebungschonlange eine über-

reife Frucht,die abgeschutteltwerdenmuß. Die Lotterie
wird ewißvon Niemandem vertheidigtivekden können der
den Zweckdes Staates in der Förderungdes Wohl-
standes und der SittlichkeitseinerBewohnersucht. Mit
diesem Ziele stimmt aber die Anreizuug zum Spiel
durchden Staat in keiner Weise überein.Wer es weiß,
wie die Spielwuth durch die Lotterie verbreitet wird, der
kann über die schädlichenFolgen dieserEinrichtungnicht
in Zweifel sein. Das Spiel trocknet das Herz aus und
macht allmähligunfähigzu redlicherund fleißigerArbeit.

Möge man in maßgebendenKreisen auch den immer
lauter werdenden Klagenüber die Handhabungder Klassen-
steuer geneigtesOhr schenken,und denen, welche die-

selbe zahleu, endlich die Selbsteinschätzunggewähren,
welcheihre reicheren,der EiiikommenstkuekUnterwotfenen
Mitbürger in gewisserBeziehung besltzellz

Mit diesenkurzenAndeutungen uberdie sowünschens-
werthen Steuerreformen, von denen wir hoffen,daß sie
bei einer Lösung des Konfltktes, Welchezur verfassungs-
mäßigenFeststelluiii des Staatshaushalts führt, einige
Berücksichtigungfin en werden,schließenwir-unserekurze
Betrachtungder Thronrede

Pothische Wochenfchåns
Preußen. Es ist natürlich,daß die Berathungender

Volksvertretung vor allem das Interesse des Volkes.in An-

spruchnehmen. Nachdemdie Kammern am 14. d. M. durch



die - -

eer Inhalt wir als schon all einein
bekakskevskåuägxxäk«eägfnetwordensind, konstituirtesichdie

2» Kammer am 16» d« . durch die»Wahl ihres Präsidiums.
Es wurden bei dek Wahl des Prasidenten 256 Stimmen

abgegeben,von denen der AbgeordneteGrabow 222, Freiherr
von der Heydt 32, von Unruh 2 und Löwe 1 Stimme er-

halten han« Der AbgeordneteGrabow ist hiermit zuin
ersten PrasldeU»teUgewahlt, er nimmt seinen Platz mit

einer Anfpkacheein, in welcher er, nachdem er für das

ihm durchdie Wahl gezeigteVertrauen gedankt und um

Nachflchtund Unterstützungbei Ausübung seines Amtes
gebeten hat, sagt:

Meine Herren! Bei unserer letzten Entlassung ward

»einstweilen«auf die Hoffnung einer Verständigungmit dem

Hause verzichtet. » » »

Presse, Disziplinirnngender liberalen eamten, Nichtbestatis
ungen der liberalen Kommunalwahlen, Verunglimpfungen,
Verdächtigungenund Verläumdungender liberalen Staats-

biirger in noch stärkeremMaße als in den früherenJahren
hervorgerufen. (Beifall links, vereinzeltes Zischenrechts.)

Die liberale Gesinnung ist in den Bann gethan (sehr
wahr!), die Ueberzeugungstreue, der schönsteSchmuck des

altpreußischenBeamten, ist in die neupreußischeAchterklärt
(Beifall links), die Axt wird an den seit 180ii die schönsten
Früchte, ,,Geineinsinn und Gemeinwohl!«tragenden Baum
der Selbstverwaltung der Städte und Gemeindengelegt,Um» die dreimal erprobte öffentlicheMeinung, die stärkte
Ma t im Staate, ur Umkehr zu stimmen.

och das Gewissendes preußischenVolkes und seiner
erwähltenVertreter, welche vor Gott und der Krone ge-

schworenhaben, »dieVerfassunggewissenhaftzu beachten«,
läßt sich durch keine Macht der Erde in Heilighaltungder

verfassun smäßi en Rechte der Krone und des Volkes beu«en.

Den öni li en

Wahllspruch:»Nur wer sich auf den els
des Rechtes elli, der ste t auf dem Fels der Ehre und des

Sieges«, haben auch wir zu dem unsri en erkoren.
Unter diesem Banner können wir ie schonseit Jahren

auch von uns dringendgewünschte,aber bisher vergeblicher-

strebteVerständiung nur auf einem Wege finden, der es
uns möglichmacht,die

besKworenenund unserer gewissen-
haften Treue anvertrauten echte des Volkes nicht Preis zu

eben. Möge die königlicheRegierungmit uns einen solchen
eg betreten um Heil und Frommen unseres Vaterlandes,

dessenWohlfahrtund Ehre wir zu allen Zeiten in unserem
treuen Preußenherzenhochund heilig halten. (Lauter Beifall.)

Zum ersten Vizepräsidentenwird Abgeordneter von

Unruh mit 180 von 243 Stimmen «ewählt.— Ab-

geordnetervon Unruh (vom Platze sprechend):Ich freue
IMch iv sehr, unsern Herrn Präsidenten an dieser Stelle

(n«achder Tribüne
zeigend)zu sehen, daß ich sehr gern be-

reit bin, ihn zu unter tützen,so weit meine Kräfte reichen.
Daß Sie mir hierzuGelegenheitgeben, dafür danke ichJhnen
von Herzen.

Um zweiten Vizepräsidentenwird der Abgeordnete von

BockekmsDolffsmit 180 Stimmen svon 230 gewählt.
Er UUMUt die Wahl dankend an. —- Zu Quästoren
werden«ernannt die Abgeordneten Parrisius (Brandenburgt)und Riebold. — Es findet darauf die Wahl der acht Schri«-

führerstatt, deren Resultat,welches in der folgendenSitzung
verkündigtwdeei Est,daßdie erren Schmidt (Paderborn),
Seubert, Schkodek- Ba senge,. Leut, Dr. Ziegert
und P akis iu s (Gc1kdelege11)zu Schriftführerngewähltwurden.

, ,

U der Sitzung am 17- d. Mis. wurde vom Finanz-
mimster dass Staatshaus ciltsgesetzfür 1865 vorgeie t. Jn
demselbenschließendie innahmen und- die Ausgagenmit

Seitdem sind Verfol ungen der liberalen
"

der Summe von 150,714,031 Thaler ab, so daß gegen das

für das Jahr 1864 vom Abgeordnetenhausemit etwa 134 Mill.

Thaler Ausgaben genehmigteBudget eine Mehrausgabe von

16 Mill. verlangt wird. Der Entwurf wurde der Budget-
kommissionzur «Vorberathungübergeben.Es werden darauf
noch mehrere Eisenbahnvorlagen, ein Gesetzentwurfüber die

Gerichtsbarkeitder Konsuln und eine Vorlage betreffenddie

extraordinärenFlaggen elder aus der Zeit der Blokade ein-

gebracht. Zum Schlußwerden einige Neuwahlen von der
Kammer als gültig anerkannt. Die ultrainontane Fraktion
hat den Entwurf einer an den König zu erlassendenAdresse
eingebracht. Der Abgeordnete Kerst hat einen An-
tra aus Aufhebung des Salzmonopols eingebracht.ZuHagen ist an- Stelle des Rechtsanwalts Gerstein,
welcher sein Mandatals Abgeordneter niedergelegthatte, Herr
Peter Harkort, eine Neffe und Gesinnungsgenossedes be-
kannten AbgeordnetenHarkort, gewähltworden«

Die in Rothenburg zu Stadtverordneten gewählten
Herren Rechtsanwalt Niedt und Kreisgerichts-Kanzleidirektor
Ebel, haben die Erlaubniß zur Annahme der Wahl vom

Appellationsgerichtzu Glogau nicht erhalten. Die Regierun
zu Gumbinnen hat die auf dem Kreistage zu A ngerburg vo -

zogene Wahl des RittergutsbesitzersContag zum Kreisdepu-
dirten nichtbestätigt. Der in Körlin zum Rathsmann wie-

dergeivahlte·GasthofsbesitzerGehrke ist von der Regierung
nicht bestätigtworden. Derselbe ist von den Stadtverord-
neten bei seinem Ausscheidennicht wiedergewähltworden, weil
man ihn für feudal gesinnt hielt. Erst nachdemzwei Wahlen
nicht bestäti t wurden, hat man sich entschlossen,ihn zu wäh-
len, und rechnetebestimmt auf seine Bestätigung.Die Wahl
des Herren H aker zum Assessordes See- und Handelsgerichts
in Stettin ist vom Justizininisternichtbestätigtworden-

Die Verwandtschaft des Aberglaubens mitdem
Ung"lauben.

« Ludwiglez von Frankreich, welcher sichin seinerJugend-

Zelitwenig um die Religion geküinmerthatte, wurde, als das
lter ihn verhinderte, noch ferner die Laster seiner Jugend

u treiben, ein frommer und namentlichsehr strenggläubiger
ann. Seitdem er sichbekehrt hatte, verlangte er, daßalle

seineUnterthanen diesem Beispiel folgen und das glauben
ollten, worin er Trost für seine Gewissensbissefand. Das

Wort Jein Christi: »in meines Vaters Hause sind viele

Wohnun«en«,war für ihn nicht gesprochen. Wider Fug
und Re t hob er das von seinem Großvater Heinrich Iv.

zum Schutz der Protestantenerlassene Edikt von Nantes

auf und verfolgte diese damals in Frankreich Hugenotten ge-
nannte Religionsgenossenschaftauf das Grausamste. Tausende
und aber Tausende derselben gaben lieber ihr Vaterland als

ihren Glauben auf und wanderten in das Ausland. Als

dieseAuswanderuni aber überhandnahm, wurde sie verboten,
die Grenzen bewa )t, und diejenigen,-welche auf der Flucht
ertappt wurden, zur Galeerenstrafeverurtheilt. Die Zurück-
bleibenden ließ der König durch militärischeExekutionenauf
das Furchtbarste quälen und mit Gewalt in die katholischen
Kirchen treiben.

Durch diese furchtbarenGewaltthaten wurden die Ve-

wohner des Cevennengebirges,welchealle Hugenotten waren,
in ihrer Verzweiflungzum Aufstande getrieben. Nun begann
wider sie einer der s recklichstenVertilgungskriege,welchedie
Erde gesehen. Die ewohner der Cevennen, w»elcheCami-

sarden genannt wurden, waren indeßtapfere Manner. Eine
Armee von« 20,000 Mann, unter Führung des Marschalls
Montreval, welche der Köni gegen sie aussandte, wurde-
obschon40,000 der Aufständfschengeradert, verbrannt und



gehangen worden waren, überall geschlagen. Der König rief
Montreval ab und sandte seinen erfahrensten Marschall, den

mildgesinnten Villars mit großen Verstärkunen dahin.
Diesem gelang es, den fähigstenAnführer der amisarden,
Namens Cavalier, dem Aufstandeabtrünni zu machen, indem
er ihm und seinen Glaubensgenossenfreie Religionsübung
unter gewissenBeschränkungenund ihm außerdemein Re-

giment im
köncilglichen

Sold versprach.Nach und nach unter-

warfen sich au ) noch andere Anfuhrer. Ehe jedochVillars
den Ausstand völlig beruhigt hatte, wurde er in Folge der

Jntriguen der Jesuiten, denen er zu milde war, abberufen
und durch den Marschall Berwick ersetzt. Dieser übersieldie
in der Stadt Montpellier versammeltenAnführerder Cami-

«arden, die dort zusammen ekommen waren, weil ihnen
illars Sicherheitskartenertheilt hatte, ließ sie verbrennen und
rädern, und verwüstetedas an e Land auf das Grausamste.
Zwar erhoben sichdie Aufstandischenin roßerBegeisterung;
ihrer Führer beraubt, wurden sie aber geschlagenund starben
theils mit den Wa en in der Hand, theils wanderten sie
aus. Ein kleiner T )eil unterwarf sich. So endete der Auf-
ftand mit der Verwüstung einer gan en Provinz und der

Beknichtungoder Vertreibung des grö ten Theils ihrer Be-

wo)ner.
Nicht weniger verhaßt als die Protestanten waren

Ludwig xIv. die nicht ganz in seinem Sinn denkenden

Katholiken. Namentlich gegen die
Aigzänger

des Profes or

Jansen von Löwen,der die Lehre des irchenvaters Au u ti-
nus wieder herstellen wollte, war er sehr erbittert. iese
wurden Jansenisten genannt und damals in Frankreichfast
ebenso grausam verfolgt, wie die Hugenotten.
Merkwürdigist es, daß der König den Unglauben viel

weni er anstößig fand. Hierfür haben wir in dem Werke des

Dr. ilhelm Krohn: »Die letzten Lebensjahre Ludwigxlv·.«,
einen recht schlagendenBeweis durch zwei dort mitgetheilte
Unterredun en gefunden.

Einst FragteLudwig seinen Bruder, den Herzog von

Orleans, was dessenSohn, der Herzo von Chartres, für
religiöseGrundsätzehätte. »Der besi;tzt,«antwortete»der

Herzog, »die Grundsätze feines Er iehers, wenn dieser ubers

haupt Grundsätze hat, Daß er ein Jansenist oder
Hage-notte ist, das weiß ich, aber es scheintmir leider, als lau te

er weder an Gott noch an den Teufel.« »Nun ann«,
meinte der König, »mag er euren Sohn auchferner erziehen.«

Dieser Erzieherwar der spätere,seiner Sittenlosigkeithalber
so berüchtigte,Kardinal Dubois. Als der Bruder des Königs
gestorben und sein Sohn dessenTitel geerbt, wollte der nun-

niehrige Herzog von Orleans einmal nach Spanien reisen.
Der König fragte ihn nach seiner Begleitung. Der Prinz
nannte fie, unter andern auch Fontpertuis. Bei diesem
Namen stutzte Ludwig1VIX. »Wie«, sagte er mit strenger
Miene, »wie mein Neveu, Fontpertuis? Fontpertuis, der

Sohn jener Jansenistin, jener Närrin, die Herrn Arnauld,
(dem Hauptvertreterder Jansenisten)überall hin nach-
gelaufen ist.« ,,Memer Treu, Stre«,»antwortete der Prinz,
»ichweiß in der That nicht, was die Mutter gethan hat,
aber was den Sohn betrifft, der Ist»WeItentfer1«it,-ein
Jansenist zu sein. Jch stehe Ihnen dasukzdaß et Mcht em-

mal an Gott glaubt.« »Wäre es möglich-»»MeinVeveU?«
sagte der König in besänftigtem·TVU·F-piwar es mo llch?«
— »Nichtsist gewisser,Sire; Sie durer sich sicher»ausverlassen.«

—- »Nun wenn das ist, dann hat es MchköTU
t-

sich-dann mvgen sie ihn immerhinmitnehmen.«

SprechfaaL
,

Wir erhalten folgendeZuschrist,welchewir ur
«

tl·
Kenntnißbringen, da wir, nach eingezoenen Erkuiigieglunlgheiikkeinen Grund haben, an der Richtigeit der Thatsachezuzweifeln.

Herr Redakteur!
Sie aben des Hintritts des Ab eordneten Kreis eri ts-

direktorgalowehrend gedacht.Sizeund Jhre LeskrLikd
fshmteressiremfolgende nahere Umstände über ihn zu ek-

a ren.

Jm Jahre 1815 trat Calow als- 17'älki er km «n

freiwilligin die Armee nnd machte den Kiizgfäegekiz
reichmit. Aus dem Felde zurückgekehrt,widmete er sichseinen
unterbrochenenStudien und trat na Vollendungderselben
ein Richteramt an. Jn diesem Beru e erwarb er sichdurch
treuen Fleiß und

Einsigt
die Achtunsseiner Vor esetzten

und durch freundliches etragen die iebe seiner Berufs-
Bnossenund aller Gerichtseingesessenen,welche mit ihm in

erusrung
kamen. Allmähligwar et zum Gerichtsdirektor

aufge tiegen Findstand als solcher dem Kreisgerichtzu Sorau
th- JU dieser Stellung erwarb er sich die allgemeinsteLiebe und das Vertrauenseiner Mitbürger, so daß sie ihn,
als es Noth·that feste Männer in das Abgeordnetenhauszu
senden, zu ihrem Vertreter wählten. Auch dieser neuen,
heutzutage für die Anhängerunserer Verfassung, zu denen
er ehörte, so dornenvollen Aufgabe, widmete er sichmitErnstund Hingebun».

Wegen
einer öfsgentlichabgegebenenErklärung,zu der

sich Ca ow als Abgeordneterverpflichtethielt, wurde wider
ihn die Disziplinaruntersuchungein eleitet. Jn erster Instanz
wurde auf rtheilungJ

eines Verwei es in zweiter auf Straf-
versetzung erkannt. ieses Erkenntni hatte seine Versetzung
nach«Gleiwitz,als Direktor des dortigen Gerichtes, zur Fol e.

Als Calow diesesAmt antrat, wurden ihm, wie dieses
üblichist, die sämmtlichenBeamten des gleiwitzer Gerichtes
vorgestelltzDiesen las dann der ältesteRath des Colle iums
das Reskupt des

Justizminåstersvor, in welchemausdrucklich
hervorgehobenwar, daß alow wegen unwürdigen Be-
tragens zur Strafe nach Gleiwiy versetzt worden ki,

WelchenEindruck dieseMittheilung auf seinekünftigen
Untergebenen gemachthat, darüber ist mir nichts bekannt

eworden. Wenn ich mir aber»das Aeußere des schönen
reises in das GedflchtmßzukUckkae, sv glaube ich, daß

wohl mancher im Stillen gedachthaben mag: ,,faft sieben--
zig Jahre haben sein Haar gebleicht, aber würdig
und aufrecht steht er vor mir, den Spiegel des

uten Gewissens im klaren Auge, so mag er auch
in der heißen Schlacht gestanden haben, als rings
um ihn der Tod blutige Ernte hielt! Niemand
wird es gelingen, Unehre über dies weiße Haupt
zu bringenl«

«

Auch darüber,ob dieser PotiaIICale ,Vekfmlaßte,seinen
Abschied u fordern, weiß lkhUlchts- Vlellelchtmochte er

auch der nsicht sein, daß sein hohes Alter ihm nicht mehr
gestattete, seinen Wirkungskreis zu wechseln. Seiner Pflicht
als Abgeordneter wollte er au· ferner enü en. Er war

im Begriff nach Berlin zu reien, als
ign

er Tod mit

sanftem Arm in jene andere Welt hinüberIihrte in welcher
unser Streben nicktnach dein äußerenErfolg, sondernnach
der Reinheit der bsicht gewogen wird.

Alle die ihn gekannt, werden mit mir ihm UTchkaeUk
Friede seiner Asche und Ehre seinem Andenken!
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